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Antragsbereich W: Miete und Wohnen 
Antrag W1_2/18 
 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen: 

Der Bundeskongress der Jusos möge beschließen: 

Der Bundesparteitag der SPD möge beschließen: 

W1_2/18 Den neoliberalen Renditewahn stoppen - 
Für mutige Schritte gegen die Wohnungskrise 
 

Berlin ist eine pulsierende Metropole. Immer mehr Menschen strömen in die Stadt. Doch die 1 

Popularität Berlins zieht auch internationale Investor*innen an, die in Zeiten der Niedrigzinspolitik 2 

der EZB ihr Kapital in den Wohnungsmarkt geben. Das hat u.a. zur Folge, dass die Mieten seit 3 

Jahren konstant steigen, allein in Berlin in den letzten Jahren um mehr als 80%. Der Zustrom in die 4 

Stadt und die Verknappung sowie Verteuerung von Wohnraum stellt die Stadtgesellschaft vor eine 5 

zunehmend schwer auszuhaltende Belastung. Auf der einen Seite fürchten Mieter*innen, die seit 6 

Jahrzehnten in Wohnungen wohnen, die Verdrängung aus ihren angestammten Kiezen. 7 

Menschen, die neu nach Berlin gekommen sind auf der anderen Seite sehen sich im ständigen 8 

Wettbewerb um bezahlbaren und doch sehr knappen Wohnraum. Beide Seiten sind jeweils der 9 

Spielball international agierender und auf Profit ausgerichteter Immobilienunternehmen. Das 10 

grundsätzliche Dilemma liegt dabei in dem Widerspruch, den Wohnraum als Ware aufzufassen, die 11 

je nach Bedarf produziert bzw. zur Verfügung gestellt werden kann. Dem ist mitnichten so! Gerade 12 

wenn wir uns angucken, dass knapp 300.000 bezahlbare Wohnungen in Berlin gemessen am 13 

Einkommen fehlen. Private Immobiliengesellschaften sind nicht daran interessiert, dem 14 

grundrechtlichen Anspruch nachzukommen und Wohnungen für alle Mieter*innen zu bauen. Im 15 

Gegenteil, denn der private Wohnungsmarkt richtet sich vor allem nach Kapitalverwertung und 16 

damit -maximierung zu erzielen. Die dem privaten Wohnungsmarkt zugrunde liegende Systematik 17 

tut alles, um die Nachfrage an Wohnraum und letztlich den Gewinn zu steigern. Immobilien sind 18 

zur Wertanlage wohlhabender Menschen geworden, die ihren Reichtum durch Rendite auf dem 19 

Wohnungsmarkt vermehren wollen. So gesehen heizt die derzeitige Wohnungsnot den 20 

Wohnungsmarkt weiter an. Um es mit einem Satz zu sagen: investiert wird von privater Seite auf 21 

dem Wohnungsmarkt nur da, wo die Kosten gering und der Gewinn groß ist. Denn wenn 22 

Wohnungen oder ganze Häuser von Investor*innen für zwei-bis dreistellige Millionenbeträge 23 

gekauft werden, sind daran oft Renditeerwartungen geknüpft, die es zu erfüllen gilt. Das führt bei 24 

bestehenden Immobilien zu Mieterhöhungen und oftmals Verdrängung. Der privatwirtschaftliche 25 

Kauf von Immobilien setzt allerorts eine Teuerungsspirale in Gang, wodurch a) der Mietspiegel 26 

erhöht, b) der Boden und c) das Bauen an sich teurer wird.   27 

 28 

Letzteres zeigt sich beim Thema Neubau. Wir müssen leider feststellen, dass einerseits Anreize für 29 

private Investor*innen nicht den gewünschten Effekt haben. Oftmals wird einfach am Bedarf vorbei 30 

gebaut, denn um erworbene Grundstücke so rentabel wie möglich zu bebauen werden vor allem 31 

teure Eigentumswohnungen oder gar Luxuswohnungen in Innenstadtlage gebaut. Gleichzeitig 32 

bleibt der Anteil von Sozialwohnungen berlinweit verschwindend gering. Dabei stellt sich dieser 33 

Punkt bei genauerer Betrachtung als hausgemachtes Problem einer fehlgeleiteten 34 

Stadtentwicklungspolitik dar, das insbesondere durch den Verkauf von knapp 50% der 35 
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landeseigenen Sozialwohnungen seit den 2000er zur Haushaltskonsolidierung entstanden ist. 1 

Nicht nur fehlen dadurch Wohnungen im niedrigen (sozialverträglichen) Preissegment. Durch die 2 

vielerorts geschehene Umwandlung in Eigentumswohnungen hat sich auch der Mietpreis in der 3 

Stadt erheblich verändert. Diese Entwicklung kann nur noch schwer aufgehalten werden. Die von 4 

Seiten des Senats geplante Wohnungsbauoffensive hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2021 knapp 5 

100.000 neue Sozialwohnungen zu bauen. Doch diese sind im Angesicht von netto 50.000 6 

Zugezogenen pro Jahr nur ein Tropfen auf den heißen Stein. 7 

 8 

Die Sozialdemokratie darf dem nicht länger zusehen. Seit jeher verfolgt unsere Partei den 9 

Anspruch, dass durch den Kapitalismus entstandene Ungleichgewicht in der Gesellschaft durch 10 

eine entsprechende soziale Politik auszugleichen. Gemeinsam stehen wir auch im Kontext der 11 

Mieten- und Wohnthematik an der Seite derjenigen, die vermeintlich hilflos Kapitalinteressen 12 

gegenüberstehen. Die Wohnraumfrage entwickelt sich vor allem in urbanen Ballungsgebieten wie 13 

Berlin immer deutlicher zu DER sozialen Frage unserer Stadtgesellschaft. Das durch die 14 

Wertsteigerung betriebene Geschäft mit dem menschlichen Grundbedürfnis “Wohnen” darf in 15 

einer solidarischen und freiheitlichen Gesellschaft keine Daseinsberechtigung finden. 16 

Verdrängung, Ausgrenzung, Konkurrenzdruck sind für uns Sozialdemokrat*innen keine Pfeiler 17 

einer lebenswerten Gesellschaft. Doch genau diese Mechanismen werden durch Profitlogiken des 18 

privaten Wohnungsmarktes freigesetzt! Die soziale Ungleichheit in der jetzigen Situation des 19 

angespannten Miet- und Wohnsituation zu beheben sowie mit neuen Ideen und Forderungen in 20 

die Öffentlichkeit zu gehen, ist dringender denn je. Und es ist ja nicht so, als gebe es keine 21 

Gegenmodelle: Genossenschaften oder kommunale Unternehmen können Wege einer 22 

Wohnraumversorgung ohne Profitinteresse ebnen. Doch bedarf es aktuell weitergehende und 23 

drastischere Maßnahmen, um der grassierenden Ungerechtigkeit etwas Wirkungsvolles 24 

entgegensetzen zu können. Unser erklärtes Ziel muss daher eine Vergesellschaft des Wohnraumes 25 

sein! Damit sprechen wir uns nicht gegen selbstgenutztes Wohneigentum aus, sondern gegen die 26 

profitorientierte unternehmerische Ausbeutung von Wohnraum! – doch Vergesellschaftung 27 

bedeutet für uns mehr als Verstaatlichung. Denn im neoliberalen Staat betreiben auch öffentliche 28 

Unternehmen Renditeoptimierung, die Autokratie der Vorstände entzieht sich jeder Kontrolle. 29 

Vergesellschaftung bedeutet für uns deshalb Demokratisierung hin zur Selbstverwaltung. 30 

 31 

Nichtsdestotrotz wird auf mittelfristige Sicht nicht der gesamte städtische Boden in staatliche Hand 32 

überführbar sein. Daher müssen effektivere Regularien für den Umgang mit privatem Grund und 33 

Boden entwickelt werden. Personen, die ein Mietshaus besitzen und selbst innerhalb der Immobilie 34 

wohnen, stehen nicht im Fokus der gegenwärtigen Problematik. Vielmehr muss das 35 

Gewinnstreben reguliert und die Anzahl der von einer Person oder einem Unternehmen privat zu 36 

besitzenden Wohnungen begrenzt werden. Große private Wohnungsunternehmen müssen der 37 

Vergangenheit angehören.  38 

 39 

Unsere Gesetze und Vorhaben müssen dabei auf die natürliche Struktur städtischer und ländlicher 40 

Räume angepasst werden. Je dichter ein Raum besiedelt ist, desto weniger Bodeneigentum darf in 41 

privater Hand sein. In hochverdichteten Städten wie Berlin sollte Boden im Sinne des 42 

Allgemeinwohls in staatlicher Hand sein, um über seine Nutzung demokratisch entscheiden zu 43 

können. Dabei gilt die Formel: Je dichter ein Siedlungsraum desto höher der Anteil an 44 

gemeinschaftlich verwalteten Flächen. Immer da, wo viele Menschen ein Gut nutzen, führt es zu 45 
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Konflikten und Effizienzverlusten, wenn sich dieses Gut in privater Hand befindet. Daher werden 1 

die Straßen, Leitungen oder Kanalisation einer Stadt vom Staat bereitgestellt und verwaltet und 2 

nicht für jedes Haus privat organisiert. Stadt bedeutet immer gemeinschaftliche Nutzung des 3 

vorhandenen Raumes und der vorhandenen Güter. Doch eine kluge und nachhaltige Mieten- 4 

sowie Wohnraumpolitik kann nur gelingen, wenn alle Entscheidungsträger*innen, auf 5 

kommunaler, Landes- und Bundesebene, sich der Dringlichkeit bewusst sind. Nur wenn die SPD 6 

geschlossen an einem Strang zieht, kann etwas bewegt werden, dass die Situation merklich 7 

verändert. Die aktuell im Bundeshaushalt veranschlagten 1,5 Mrd. Euro für den sozialen 8 

Wohnungsbau sind wichtig, aber bringen insgesamt wenig, bei einem geschätzten jährlichen 9 

Bedarf von 10 Mrd. Euro. Daher hören unsere politischen Kämpfe nicht in Berlin auf, sondern 10 

fangen hier gerade erst an. Gemeinsam mit der SPD-Bundestagsfraktion sowie unseren 11 

Regierungsmitgliedern müssen wir Druck aufbauen, um beispielsweise zusätzliche Finanzmittel für 12 

den sozialen Wohnungsbau freizumachen. In Zeiten der sprudelnden ist genug Geld vorhanden: es 13 

geht jetzt darum, zu fordern und zu entscheiden, wie es verteilt wird - und dies ist eine politische 14 

Frage, bei der die SPD Standfestigkeit und einen klaren Kompass zeigen muss! Der Zugang zu 15 

gutem Wohnen muss staatlich garantiert werden. Das Ziel einer maximalen Wohnraumversorgung 16 

muss über wirtschaftlichen Interessen auf diesem Gebiet stehen. 17 

 18 

Dem Trend der ineffizienten Wohnraumnutzung ist entgegen zu wirken. Luxusimmobilien 19 

benötigen zu viel Raum und befeuern dadurch eine weitere Erhöhung der Mietpreise. Einige 20 

wenige Menschen leben somit auf den Kosten der wirtschaftlich Schwächeren unserer 21 

Gesellschaft. Das werden wir nicht weiter akzeptieren. Dieser Effekt wird unterstützt durch die 22 

verstärkte Nutzung von Wohnungen als Singlehaushalt. Diese werden bei der Mieter*innensuche 23 

von privaten Besitzer*innen stark bevorzugt, da sie, im Gegensatz zu WGs und großen Familien, für 24 

Vermieter*innen vergleichsweise weniger Aufwand verursachen. Jedoch nutzen gerade Menschen, 25 

die zusammen eine Wohnung nutzen, den ihnen zur Verfügung stehenden Raum weitaus 26 

effizienter. Hauptgrund für die geringere Wohnflächenbeanspruchung pro Person in 27 

Mehrpersonenhaushalten ist die gemeinsame Nutzung von Küche, Bad und Flur. Nichtsdestotrotz 28 

sind große Familien oder WGs auf dem Wohnungsmarkt nach wie vor benachteiligt. Diese 29 

Gruppen müssen bei der Wohnraumversorgung massiv gestärkt und unterstützt werden. Um 30 

möglichst viele Wohnungen für diese Art des Zusammenlebens zu qualifizieren, sollte bereits bei 31 

der Planung von Bauprojekten berücksichtigt werden, dass diese auf Mehrpersonenhaushalte 32 

zugeschnitten sind und die Anforderungen einer gemeinschaftlichen Nutzung, bspw. die 33 

unabhängige  Zugänglichkeit aller von den Bewohnenden gemeinsam genutzten Räume, erfüllen. 34 

Der Trend zu immer mehr Einpersonenhaushalten im hochpreisigen Mietsegment muss gebrochen 35 

werden.  36 

 37 

Um diese Fehler zu beheben und eine Kehrtwende in der Wohnungs- und Bodenpolitik einzuleiten 38 

bedarf es einer Reihe von Sofortmaßnahmen sowie eine langfristige Strategie, um die derzeitige 39 

Wohnungskrise zu stoppen.   40 

  41 

Deshalb fordern wir: 42 

Von den Mitgliedern aller SPD geführten Landesregierungen sowie aller SPD-Mandatsträger*innen 43 

der jeweiligen Landesparlamente:  44 
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1. Ein Maßnahmenpaket zur Eindämmung von Spekulation.  Wir fordern höhere Steuern auf 1 

Immobiliengewinne, sowie die Reform der Grundsteuer zu einer Luxussteuer, die nicht mehr auf 2 

die Mieter*innen umgelegt werden darf, sondern sich auf das Hochpreissegment (das heißt auf ca. 3 

0,9% der Berliner Wohnungen) konzentriert. Zudem muss eine Wiederveräußerungssperre beim 4 

Immobilienkauf eingeführt werden, welche es für einen längeren Zeitraum untersagt, dass ein 5 

Objekt weiterverkauft werden kann. So kann keine schnelle Spekulationsrendite erwirtschaftet 6 

werden. Außerdem fordern wir den Konsequenten Vorgang gegen spekulativen Leerstand. Wir 7 

fordern die Bezirke dazu auf, sich an Hamburg Mitte ein Beispiel zu nehmen, und spekulativen 8 

Leerstand bei fehlenden Reaktionen der Besitzer*innen zu zwangsverwalten, sanieren und in 100% 9 

permanent gebundenen sozialen Wohnraum umzuwandeln. Diese Maßnahmenpaket sorgt zum 10 

einen für Mehreinnahmen, welche ausschließlich in den staatlichen Wohnungsbau investiert 11 

werden sollen, und zum anderen wird Spekulation mit Immobilien vorgebeugt. 12 

 13 

2. Eine langfristige Stärkung des sozialen Wohnungsbaus. Wir fordern, dass die soziale 14 

Bindung im Land Berlin nicht auslaufen darf. Einmal gebundene Objekte sollten nicht mehr in 15 

private Immobilien zurückgewandelt werden können. Diesen Mechanismus gilt es gesetzlich zu 16 

verankern, damit zukünftig keine Aufhebung der Sozialbindung durch profitgetriebene 17 

Regierungen möglich ist. Dadurch wird eine dauerhafte Kapazität von Sozialwohnungen 18 

geschaffen, ohne die Gefahr, dass diese nach 20-25 Jahren aus ihrer Sozialbindung fallen. 19 

Außerdem fordern wir, dass berlinweit Auflagen für Baugrundstücke erteilt werden, die von 20 

Bebauungsplänen befreit sind. Aktuell müssen diese nämlich nicht die die Kriterien des Berliner 21 

Modells der kooperativen Baulandentwicklung von mindestens 30% sozialem Wohnbau erfüllen. 22 

Wir fordern deshalb nicht nur, dass auf Grundstücken mit Befreiung auch sozialer Wohnbau 23 

vorgeschrieben werden muss, sondern auch die Sozialbauquote des Berliner Modells angesichts 24 

des aktuellen Mangels auf 50% zu erhöhen.  25 

 26 

3. Eine Personaloffensive für die Bezirksämter. Wir fordern die Bereitstellung von mehr 27 

Personal in denn Bezirksämtern, sowie die Bezahlung von Mitarbeiter*innen in Bezirksämtern auf 28 

Landesniveau. Aktuell befinden sich die Bezirke in Puncto Personalanwerbung in einem 29 

Konkurrenzverhältnis zur Senatsverwaltung. Da diese in der Regel höhere Löhne zahlt, haben die 30 

Bezirke meistens das Nachsehen. Wir brauchen jedoch dringend qualifiziertes Fachpersonal in den 31 

Bezirksämtern. Nur so kann z. B. das Vorkaufsrecht bestmöglich wahrgenommen, Bebauungspläne 32 

schnellstmöglich bearbeitet, und vermehrte Kontrollen (Monitoring) durchgeführt werden.  33 

 34 

4. Die Prüfung eines ausgeweiteten Hochhausbaus. Angesichts des dringend benötigten 35 

Wohnraums muss man nun zwangsläufig auch in die Höhe denken. In ausgewiesenen Gebieten, 36 

die sich nicht in historisch gewachsenen Wohngebieten mit Altbaukernen befinden, muss ein 37 

Ausgeweiterter Hochhausbau durch die städtischen Wohnbaugesellschaften unter sozialen 38 

Gesichtspunkten geprüft werden. 39 

 40 

5. Eine gemeinwohlorientierte Reform der BIM.  Wir fordern die Reform der Berliner 41 

Immobilienmanagement GmbH (BIM) von einem profitorientierten Unternehmen zu einem 42 

Bodenfonds und einer Körperschaft des öffentlichen Rechts. Die BIM muss zukünftig 43 

Liegenschaften der Stadt nach politischen Kriterien im öffentlichen Interesse verwalten, nicht nach 44 



Juso-LDK 2/2018 | Seite 59 
 

Marktlogik und Profitmotiven. Sie muss dafür genutzt werden und mit entsprechenden finanziellen 1 

Möglichkeiten ausgestattet werden vermehrt Flächen in den Besitz der öffentlichen Hand 2 

zurückzuführen, nicht Liegenschaften zu veräußern und zu privatisieren.  3 

 4 

Wir fordern die SPD Mitglieder der Bundesregierung, der Bundestagsfraktion und des Bundestages 5 

auf: 6 

1. Eine Mietenstopp und eine Preisdeckelung in angespannten Lagen. Zusätzlich zur 7 

verschärften und gesetzlich entfristeten Mietpreisbremse fordern wir einen Mietenstopp und eine 8 

gesetzliche Deckelung der Mieten in angespannten Lagen. Als ersten Schritt darf eine Miete die 9 

ortsübliche Vergleichsmiete – welche zentral vom Bundesamt für Statistik ermittelt werden muss – 10 

nicht überschreiten. Dies soll schnellstmöglich umgesetzt werden und kurzfristig für alle Menschen 11 

mit einem neuen Mietvertrag gelten. Langfristig wollen wir die Festlegung eines Höchstmietsatzes, 12 

der 6€ in angespannten lagen nicht übersteigen darf. Die Missachtung dieser Kriterien darf nicht 13 

wie bei der aktuellen Mietpreisbremse lediglich als Ordnungswidrigkeit gelten, sondern als Straftat, 14 

dessen Konsequenzen gesetzlich festgeschrieben- und Verstöße strafrechtlich verfolgt werden 15 

müssen.  16 

 17 

2. Eine Verschärfung der sozialen Erhaltungssatzungen (Milieuschutz). Der Milieuschutz ist 18 

eines der größten Instrumente der Bezirke. Um ihn zu stärken und Schlupflöcher zu schließen, 19 

muss jedoch das Bundesgesetzt geändert werden. Wir fordern, dass die Frist das Vorkaufsrecht 20 

auszuüben von 2 auf 6 Monate verlängert wird, damit die zuständige Kommune genügend Zeit hat 21 

den Vorgang zu Prüfen und zu Bearbeiten. Wir fordern außerdem, dass für 22 

Abwendungsvereinbarungen, welche Immobilienbesitzer*innen mit den Kommunen erreichen 23 

können, um den Verkauf zu verhindern, strenge Kriterien festgelegt werden. Dazu gehört der 24 

verpflichtende soziale Wohnungsbau, sowie eine Entfristung der festgeschriebenen Kriterien, 25 

damit die Immobilie nicht nach wenigen Jahren wieder für Spekulation genutzt werden kann. 26 

Außerdem fordern wir, dass die Umwandung von Mietwohnungen zu Eigentumswohnungen in 27 

Milieuschutzgebieten komplett verboten wird. 28 

 29 

3. Eine gemeinwohlorientierte Reform der BImA.  Wir fordern die Reform der Bundesanstalt 30 

für Immobilienaufgaben (BImA), weg von der Profitorientierung und hin zu einem Bodenfonds, der 31 

Liegenschaften im Sinne des öffentlichen Interesse verwaltet und dessen Zielsetzungen politisch 32 

festgelegt werden. Eine solche reformierte BImA muss mit entsprechenden finanziellen Mitteln 33 

ausgestattet werden, um vermehrt Flächen in den Besitz der öffentlichen Hand zurückzuführen. 34 

Diese müssen dann entweder an Kommunen für Zwecke des sozialen Wohnungsbaus oder der 35 

sozialen Infrastruktur überführt werden, oder vom Bund für seine Infrastruktur genutzt werden. Die 36 

BImA darf nicht selbst als Vermieterin, Verkäuferin oder Preistreiberin auf dem privaten 37 

Immobilienmarkt auftreten. 38 

 39 

Insgesamt sehen wir es als mittelfristiges Ziel an, als Partei des gesellschaftlichen Fortschritts eine 40 

gesamtgesellschaftliche Strategie zu entwickeln, deren selbsterklärtes Ziel die Abschaffung des 41 

privaten Wohnungsmarktes und der Profitorientierung in diesem Bereich zugunsten der 42 

Allgemeinheit ist. Wir wollen uns dafür einsetzen, das Wohnen als Grundrecht anzuerkennen und 43 
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an den Lebensbedürfnissen aller Menschen auszurichten. Das heißt im Zweifel auch, dem 1 

Widerstand der Immobilienwirtschaft zu trotzen und uns für jene einzusetzen, die im Kampf gegen 2 

Verdrängung allein gelassen werden. Der Zusammenhalt unserer Gesellschaft wurde in den letzten 3 

Jahren zu sehr von neoliberalen Einschnitten belastet, als dass wir in der aktuellen Situation durch 4 

eine konsensorientierte Politik zu befriedigenden Ergebnissen kommen. Es liegt an uns und 5 

unserer Haltung, ob wir dieser Entwicklung weiter zusehen oder ihr etwas Neues entgegensetzen 6 

wollen. Die Voraussetzung einer gemeinwohlorientierten Wohnungs- und Mietenpolitik gründet 7 

sich für uns daher aus dem Grundsatz, dass mit menschlichen Grundbedürfnissen keine Geschäfte 8 

gemacht werden dürfen! 9 


